
liehen Interessen und das Zusammenleben der Bürger 
grob mißachtenden Lebensweise. Dies kommt auch in 
seiner Einstellung zur Arbeit sowie in seinem Verhalten 
im Kollektiv zum Ausdruck, in dem er sich immer wie­
der disziplinlos verhielt und die Ermahnungen seiner 
Arbeitskollegen, sich gesellschaftsgemäß zu verhalten, 
unbeachtet ließ. Er hat in der Vergangenheit auch 
immer wieder bewiesen, daß er erzieherischen Einflüs­
sen der gesellschaftlichen und staatlichen Organe unzu­
gänglich ist bzw. sich diesen hartnäckig widersetzt.
Alle diese die Schwere der Straftat kennzeichnenden 
objektiven und subjektiven Tatumstände hat das Stadt­
bezirksgericht im wesentlichen richtig dargestellt. Bei 
der Strafzumessung hat es sie jedoch zu einseitig unter 
dem Gesichtspunkt gewürdigt, daß sie eine bedingte 
Verurteilung ausschließen. Es hat nicht erkannt, daß 
die ausgesprochene Strafe von acht Monaten Gefängnis 
auch nicht dem Schutz der Bevölkerung vor derartigen 
Gewaltdelikten und der erforderlichen Erziehung des 
Angeklagten gerecht wird.
Das Urteil des Stadtbezirksgerichts war daher im Straf­
ausspruch aufzuheben und zur erneuten Verhandlung 
und Entscheidung zurückzuverweisen (§ 312 Abs. 2 StPO). 
Es wird in richtiger Beurteilung aller dargelegten Um­
stände auf eine der Schwere der Tat entsprechende 
Strafe, die nicht unter einem Jahr Gefängnis liegen 
darf, zu erkennen haben.

Zivil- und Familien recht
Art. 7, 30 der Verfassung; §§ 752 ff. BGB.
1. Bei der Auseinandersetzung geschiedener Ehegatten 
über das in Miteigentum stehende Vermögen, das wäh­
rend der Ehe mit ihrem beiderseitigen Arbeitsverdienst 
erworben wurde, können familienrechtliche Erwägun­
gen unter Beachtung der weiteren gesellschaftlichen 
Entwicklung und des gewachsenen Bewußtseinsstandes 
unserer Bürger sowie bei sorgfältiger Würdigung aller 
Umstände des Einzelfalls angemessen berücksichtigt 
werden.
2. Bei der Vermögensauseinandersetzung geschiedener 
Ehegatten erübrigt sich die Feststellung der Höhe ihres 
Anteils, wenn sie sich hierüber geeinigt haben und 
diese Einigung nicht gegen die Grundsätze des Ehe­
rechts verstößt. Eine solche Vereinbarung ist sowohl bei 
der Verteilung der in Miteigentum stehenden Sachen 
als auch bei der Festsetzung einer Ausgleichszahlung zu 
beachten.

3. Zur Zuweisung in Miteigentum stehender unteil­
barer Sachen an einen Ehegatten im Falle der Vermö­
gensauseinandersetzung nach der Ehescheidung.

OG, Urt. vom 5. August 1965 — 1 ZzF 17/65.

Das Kreisgericht hat die am 2. April 1954 geschlossene 
Ehe der Parteien geschieden. Diese haben sich in der 
Ehe aus beiderseitigem Arbeitseinkommen außer Haus­
rat einen Personenkraftwagen, ein Segelboot und ein 
Bootshaus angeschafft. Während sich die Parteien dar­
über einig waren, daß der Kläger den Pkw und das 
Segelboot zu Alleineigentum erhält und die noch beste­
henden Schuldverpflichtungen übernimmt, erhoben 
beide Anspruch auf das Bootshaus.
Der Kläger beruft sich darauf, daß er als Sportsegler 
bevorrechtigt sei und ihm das Gelände für das Boots­
haus zur Verfügung gestellt worden sei. Die Verklagte 
ist der Auffassung, das Prinzip der Gleichberechtigung 
von Mann und Frau werde verletzt, wenn der Kläger 
alle Sachwerte zugesprochen erhalte und sie sich mit 
einer Geldabfindung begnügen müsse. Sie erleide durch 
die Ehescheidung finanzielle Nachteile.

Das Kreisgericht hat das Bootshaus der Verklagten zu­
gesprochen und dies damit begründet, daß der Kläger 
den Pkw und das Segelboot erhalte. Es sei auch das 
Prinzip der Gleichberechtigung der Frau und die Tat­
sache zu beachten gewesen, daß der Kläger die alleinige 
Verantwortung für die Ehezerrüttung trage.
Gegen diese Entscheidung hat der Kläger Berufung ein­
gelegt. Er hat noch dargelegt, daß der Verklagten nach 
ständiger Rechtsprechung nur ein Anspruch auf Zah­
lung eines bestimmten Geldbetrages zustehe und für die 
Vermögensauseinandersetzung die Frage, wer die Zer­
rüttung der Ehe verursacht habe, ohne Bedeutung sei. 
Er hat beantragt, das Urteil des Kreisgerichts abzu­
ändern und ihm das Bootshaus zuzusprechen.
In der Beweisaufnahme hat das Bezirksgericht fest­
gestellt, daß die Verklagte während der Ehe ständig 
berufstätig gewesen ist und monatlich zwischen 250 und 
380 MDN netto verdient hat, während der Kläger erst 
ab 1957 eigenes Einkommen hatte, das sich von 550 MDN 
auf 1400 bis 2000 MDN ab 1961 steigerte. Solange er 
studierte, unterstützte ihn die Verklagte. Für den Bau 
des Bootshauses haben beide Parteien im gleichen Um­
fange auch körperliche Leistungen erbracht. Ein zur Be­
streitung eines kleinen Teils der Baukosten aufgenom­
menes Darlehn über 500 MDN wurde bisher noch nidit 
zurückgezahlt.
Das Bezirksgericht hat das Bootshaus dem Kläger zu­
gesprochen und zur Begründung ausgeführt; Für die 
vermögensrechtlichen Beziehungen der Ehegatten seien 
unter Berücksichtigung der Art. 7, 30, 144 der Verfas­
sung die Grundsätze der Gütertrennung geltendes Recht. 
Seien beide Ehegatten berufstätig und machten sie aus 
dem beiderseitigen Arbeitseinkommen gemeinsame An­
schaffungen, entstehe an diesen Sachen Miteigentum 
nach Bruchteilen. Deshalb könne die Vermögensausein­
andersetzung in diesem Verfahren nur auf Grund einer 
exakten Feststellung der Vermögensbildung unter Be­
achtung der Grundsätze der Gleichberechtigung der 
Frau vorgenommen werden. Moralische Erwägungen 
hinsichtlich der Umstände der Ehescheidung hätten 
außer Betracht zu bleiben. Das Miteigentum der Par­
teien bestehe an Gegenständen, die nicht teilbar seien. 
Das Bootshaus könne daher nur einer Partei zugespro­
chen werden, während der anderen eine Geldvergütung 
in Höhe des Bruchteils ihres Miteigentums zustehe. Für 
die Zuweisung seien die tatsächliche Höhe des Anteils 
und das reale Nutzungsbedürfnis entscheidend. Der 
Miteigentumsanteil des Klägers belaufe sich bei Be- 
rücksichtigung der Einkommensverhältnisse der Par­
teien auf zwei Drittel. Wenn auch die Parteien eine 
Vermögensauseinandersetzung zur Hälfte wünschten, 
sei bei der Zuweisung der einzelnen Vermögensstücke 
doch das Leistungsprinzip zu beachten. Aber auch das 
reale Nutzungsbedürfnis spreche für den Antrag des 
Klägers. Da er das Segelboot übernehme, müsse er auch 
eine Unterstellmöglichkeit erhalten. Die Grundsätze der 
Gleichberechtigung würden nicht verletzt, da die Ver­
klagte ihren obligatorischen Anspruch behalte. Das 
schließe nicht aus, daß in bestimmten Fällen zur Wah­
rung der Gleichberechtigung der Frau auch eine andere 
Entscheidung geboten sein könne, wenn z. B. das Nut­
zungsbedürfnis der Verklagten überwogen hätte.
Gegen das Urteil des Bezirksgerichts richtet sich der 
Kassationsantrag des Generalstaatsanwalts der DDR. 
Er hatte Erfolg.
Aus den G r ü n d e n :
Das Bezirksgericht hat zutreffend festgestellt, daß es 
sich bei dem streitigen Anspruch nicht um einen Aus­
gleichsanspruch handelt, der in Ermangelung gesetz­
licher Bestimmungen aus den verfassungsrechtlichen 
Grundsätzen über die Gleichberechtigung von Mann 
und Frau im ehelichen und familiären Leben (Art. 7, 30 
Abs. 2 der Verfassung) von der Rechtsprechung der 
Gerichte der Deutschen Demokratischen Republik ent­
wickelt worden ist. Sind — wie in diesem Verfahren — 
beide Ehepartner berufstätig und machen sie mit ihrem 
beiderseitigen Arbeitsverdienst gemeinsam Anschaf­
fungen, so entsteht an den betreffenden Gegenständen 
Miteigentum nach Bruchteilen. Bei Auflösung der
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